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Widersprüchliche Tendenzen der Ent­
wicklung des Bildungsmonopols in der 
BRD ' 
Mitte der achtziger} ahre setzte in der BRD 
wieder eine umfassendere Diskussion über 
Stand, Probleme, Aufgaben und Zukunfts­
'perspekt,iven der Entwicklung des Bil­
dungswesens ein. Vertreter aller politi-
, sehen Hauptrichtungen betonen mit dem 
Blick auf das Jahr 2000 die ,Notwendigkeit 
einer "zukunftsorientierten Bildungspoli­
tik" im Zeichen einer "Umbruchperiode 
mit stürmischen und weitreichenden tech­
nologischen und gesellschaftlichen Ent­
wicklungen, deren Folgen heute nur'zum 
� Teil absehbar sind, in der aber auf jeden 
Fall der Stellenwert der Bildung zu­
nimmt"./1/ In der Antwort auf diese Her­
ausforderungen treten die unterschiedli­
chen gesellschaftspolitischen Strategien der 
politischen Hauptkräfte der BRD und die 
dahinter stehenden Menschenbilder deutli­
cher hervor. 
Im' Streit der Ideologien nimmt die sozial-
'politische Qualität der unterschiedlichen' 
Konzeptionen und Strategien wieder einen 
wachsenden Stellenwert ein. Eine der zen­
tralen Kategorien für die Analyse und Be­
wertung der sozialpolitischen Qualität und 
, Richtung der Entwicklung des Bildungswe­
sens ist das Bildungsmonopol: DieAusprä-
"gung des Bildungsmonopols in der BRD 
wird in. den achtziger Jahren durch wider­
spiüchliche Tendenzen charakterisiert. Ei­
nerseits zeichnet sich, unter der Stabfüh­
rung der Möriopolverbände eine ver­
schärfte Handhabung und Zementierung 
,des Bildungsmonopols als Bestandteil der 
von CDU, CSU und FDP proklamierten 
"geistig-moralischen Wende" und der be� 
, triebenen Politik des Sozialabbaus ab, an­
,dererseits stößt dieser restriktive Kurs auf 
verstärkten Widerstand einer sich neu for­
mierenden demokratischen Bewegung. 
Vergleich, Pädagogik, 24(1988)1 
Die Tendenz der Verschärfung . des Bil-
dungsmonopols 
Diese sozialreaktionäre Strategie ist durch 
folgende Prozesse und Merkmale chiuakte­
risiert: 
Erstens: Das in den sechzjger und zu Be­
ginn der siebziger Jahre domiriante sozial­
reformistische und liberale Konzept der 
Orientierung an "Chancengleichheit" er­
weist sich für die einflußreichen Kreise des 
Monopolkapitals unter den Bedingungen 
anhaltend hoher. Massenarbeitslosigkeit 
und einer qualitativ neuen Reservearmee 
als ungeeignet,
der Systemstabilisierung und den veränder­
ten ,Anforderungen des kapitalistischen 
Reproduktionsprozesses gerecht zu wer­
den. 
"Wenn das Programm der Chancengleich­
heit im wesentlichen bedeuten soll, daß viel 
mehr oder gar alle jungen Leute auf dne 
Rennbahn geschickt weroen, die aber an . 
mehreren Stellen so eng ist, daß nur wenige 
dort hindurch kommen, wohin sie doch alle 
wollen und hingeschickt worden sind,so 
kann Bildungspolitik allenfalls als Quelle 
,sozialen Unfriedens, keinesfalls aber als 
Weg zu höherer sozialer Gerechtigkeit ' an-
gesehen werden. "/2/ 
Unter dem Deckma,ntel biologistischer und 
nativistischer Begabungstheorien werden 
Freiheit nnd Gleichheit zu geseUschaftli­
chen Antipoden erklärt und die Forderung 
erhoben, daß sich ein Bildungssystem "in 
erster Linie inlmer an Begabungen zu 
orientieren (hat) und nicht an einer forma­
len Chancengleichheit" ./3/ Dementspr<;:­
chend wird eine Bildungspolitik des wieder 
offenen Dualismus von Massen- .und Elite­
bildung proklamiert unq real umgesetzt, 
die der geistigen NiederhaItung der Massen 
nnd der Sichernng der Privilegien und des 
, Führungsanspruchs der Herrschenden 
dient. Seit Beginn der achtziger Jahre �r­
folgt eine Wiederbelebung des Elitenmy­
thos, um ein geistiges Klima zu schaffen, 
"in dem Hochbegabte gedeihen können, in 
dem der Neid und das Anspruchsdenken 
der Masse und des bloßen Durchschnitts 
nicht mehr den Ausschlag geben" ./4/ 
Zweitens: Vom Bildungswesen Wird mehr 
Wettbewerb, Differenziernng und Auslese 
gefordert, die Selektionsmechanismen 
55 
' um den Notw!,!ndigkeiten 
'
werden auf allen Stufen des Büdungswe­
sens verstärkt und neue Büd�gsbarrieren
für die Kinder der Werktätigen erric�tet. 
• Viele Kinder aus sozial benachteiligten
Familien werden' schon bei Schuleintritt
ausgesiebt und in Sohderschulen abgescho­
ben. Entsprechend diesen Praktiken for­
dern die Kommunisten der BRD, daß hier
das Prinzip "Fördern statt Auslesen" in
ganz besonderer W.eise durchgesetzt wer­
den muß, daß durch ein demokratisches,
öffentliches, kostenIos!'!s und allen Kindern
zugängliches Sys.tem der Vorschulerzie­
hung Bildungsbarrieren von Kindern aus
sozial benachteiligten und vor allem von
ausländischen Familien abgebaut werden.
/5/ 
., Die Grundschule (Klasse 1-4) ist nach
wie vor die einzige Schulform, die von na­
hezu allen Schülern gemeinsam, besucht
wird. Durch binnendifferenzierende Maß­
nahme� sollen hier in den Klassen 3 und 4
unterschiedliche Niveaugruppen aufgebaut
we
. Grundschule gezielter vornehmen zu kön­
nen. Zugleich wird in den CDU-regierten
Bundesländern das sogenannte "Eltern­
recht auf freie Schulwahl" durch Grund-'
schulempfehlungen beziehungsweise' -gut­
achten weiter eingeschränkt. Stimmt dabei
die sogenannte "Empfehlung'" nicht mit
dem Elternwillen überein, so können die
Eltern ihr Kind einerrisogenannten "Auf,
nahmeverfahren" unterwerfen· (Intelli­
,genzprüfung durch Beratilngslehrer und
zentraler "verschärfte
Baden-Württemberg gab es 1986 insgysamt
3624 Fälle, in denen Eltern ihre Kinder in,ein solChes Aufnahmeverfahren schickten. 
Nur 339 Kindern (9,4 Prozent) gelang der
Übergang zum Gymnasium, 682 (19 Pro­
zent) wurden zur Realschule geschickV6/ 
o Die nach der 4. beziehungsweise
6; Klasse (Orientierungsstufe) vorgenom­
mene sozihle Auslese 'entscheidet vielfach
schon über die berufliche und damit per­
sönliche Zukunft der Kinder. Diese sqziale
Auslese wird durch die Existenz der un­
gleichwertigeri Schultypen '(Hauptschule,
Realschule und Gymnasiur.n) weiter ze­
mentiert. Entsprechend den vom Mono­
polkapital vorgegebenen Leitlinien sind
vor allem di

































.e Bestrebungen der Vertreter 
 
durch eine stärkere äußere Differenzierung 
und eine entsprechende· inhaltliChe Profi­
lierung der einzelnen Schularten die' lei­
stungsorientierte sozial!,! Selektion weiter 
voranzutreiben. . 
Die in den achtziger Jahren durchgeführten 
Lehrplanrevisionen wurden entsprechend 
dieser Zielstellung realisiert. So wurden 
zum Beispiel alle Lehrpläne in Baden­
Württemberg unter den Gesichtspunkten 
des jeweiligen Bildungs- und Erziehungs­
auftrages der e�eInen Schulformen,·über­
arbeitet und in die Schulpraxis eingeführt. 
Auf diesen Zusammenhang von' inhaltli­
cher und struktureller Entwicklung einge­
hend, fordert der Vetteter der GEW,' 
Klaus-Jürgen Tillmann, daher als ein ent­
scheidendes Kriterium für die Einführung 
neuer Lehrpläne die Frage zu stellen: "Lei­
sten sie einen Beitrag zur weiteren Integra­
tion der SekuIldarstufe I oder. bringen sie 
die Schulformen wieder weiter auseinan­
der?"l7r 
• Ein besonderer Schwerpunkt der Errich­
tUng von Bildungsbarri
kere elitäre Ausrichtung des Gymnasiums 
dar. 
Die Erhöhung des Niveaus und .der Quali- . 
tät des Abiturs, womit zweifellos weitere 
Potenzen erschlossen werden, wird .zu­
gleich mit einer rigorosen Auslese verbun­
den. Konkurrenzkampf und Leistungs-, druck bestimmen' mehr und mehr das 
Klima am Gymnasium. "Und der Unter­
richt ging von der ersten Stunde an in die 
volle:.n. Aller Anspruch des Kindgemäßen, 
Freundlichen der Grundschule war wegge­
fegt. Keine Kuscheltiere mehr und keine 
freundlichen Zeichnungen an den Wänden. , 
Leistung von der ersten Stunde an war das 
Credo. Und wer sich nicht zurechtfindet, 
wer sich nicht behaupten kann, wer die ge­
forderten Leistungen nicht erbringt, der ge­
hÖrt eben nicht hierI1er, der geht unter. "/8/ 
, Die weitere elitäre Ausrichtung des Gym­
nasiums wird gegenwärtig durch die soge­
nannte Reform der "reformierten Ober­
stufe" vorangetrieben. Dies soll nach den 
Vorstellungen der konservativen Kultus­
minister durch die Erhöhung der Ver.bind� 
lichkeit von Kernfächern (Deutsch, Mathe­
matik, Fremdsprache und Geschichte), der 
Veränderung des BewertuIigsverhältnisses 
Vergleich. Pädagogik· 24Q988)1 
'
.eren stellt die stär­
VOI1 Grundkurs zu Leistungskurs (bisher 
1:3 nun i:2) und eine ,verschärfung der 
Abiturprüfupgen erreicht werden. Diese 
bereits in den CDU/CSU-regierten Bun­
desländern pnlktizierteri beziehungsweise 
sich im Prozeß der Einführung Befindlichen 
Regelungen (Niedersachsen) sollten durch 
Beschluß der Kultusrninist
alle Bundesländer verbindlich werden. 
Dies führte in den letzten beiden Jahren zu 
heftigen Protesten demoki-atischer Kräfte 
insbesondere auch der GEW. Im Novem­
ber 1986. stellt der Bildungsexperte der 
großbürgerlichen Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung, Kurt Reumann, fest: "Die Aus­
einandersetzung hat einen solchen Hitze­
grad erreicht, der einen geistigen Bürger­
krieg erwarten läßt. " 
'Die Tagungen der Kultusministerkonfe­
renz zU dieser Problematik waren begleitet 
von massiven Schülerprotestdemonstratio­
nen, die sich gegen die angestrebte Ver­
schärfungides Abiturs wandten. Umstritt(!n 
ist auch die stärkere Einbeziehung berufs­
bildender Elemente in den Gymnasialun­
terricht. Hier geht es insbesondere um die 
Anerkennung derKollegs�hulen in Nord­
rhein-Westfalen, die von de'r GEW auf­
grund ihrer Integration von Allgemein- und 
Berufsbildung und ihrer realen Förderung 
"sozial benachteiligter Schüle,r als "Schule' 
der Zukunft" für die Sekundarstufe II cha­
rakterisiert werden. Wobei gerade das hie� , 
verfolgte Prinzip "Fördern statt Auslesen" 
den Widerstand der konservativen Kräfte 
hervoiruft. Die Verbindung von allgemei­
ner und beruflicher Bildung wird auch in 
den Technischen Gymnasien beziehungs-
}weise Berufsgymnasien in den CDU-Län­
dern praktiziert, allerdiJ;J.gs ist hier die Aus­
lesequote bei Nichterreichen des Klassen­
ziels sogar noch höher als beim traditionel­
len Gymnasium. 
'0 Tendenziell zeigt sich, daß die "Durch-, lässigkeit von unten nach oben", zwischen 
den einzelnen Schultypen weiter zurück­
geht. Das bezieht sich insbesondere auf den 
Wechsel VOI1 der Hauptschule beziehungs­
weise der Realschule zum Gymnasium. Da­
gegen nimmt die "Durchlässigket von oben 
nach unten" (Abgänger vom Gymnasium) 
weiter zu. Diese Tendenz ist in den einzel� 
nen Bundesländern unterschiedlich ausge­
prägt, wobei sie in Baden-Württemberg be-
,erkonferenz für 
Vergleich. fädagogik, 24(1988)1 
sonders deutlich hervortritt. So wechselten 
zum Beispiel im Schuljahr 1984/85 lediglich 
32 Schüler in der Klasse 9 von der Real­
schule zum Gymnasium, während 1033 
Schüler vom Gymnasium in die Realschule 
zurückgestuft wurden. 
Drittens: Neue ,Bildungsbarrieren wurden 
durch die unter der Losung der "Haushalts­
konsolidierung" 'betriebene Politik der 
Umverteilung der finanziellen Mittel er� 
reicht. Von dieser Politik des SoziaIabbaus 
war das gesamte Bildungswesen, insbeson­
dere auch die Schule, unmittelbar ' betrof-
fen. 
Die Kultuslninister und Schulsenatoren der 
Bundesländer sehen aus finanziellen Grün­
den nur noch geringe Möglichkeiten, neue' 
Lehrer einzustellen, um dem wachsenden 
Unterrichtsimsfall zu :begegnen und die 
pädagogischen Bedingungen an den Schu­
len weiter zu verbessern. Trotz Lehrerman­
gels waren nach Angaben der GEW zu Be­
ginn des Schuljahres 1986/87 in der BRD 
80 000 Lehrer arbeitslos, wovon vor allem 
Lehrerabsolventen der Hochschulen und 
Universitäten betroffen sind. Von einem 
Lehrerüberschuß kann angesichts de� 'ge­
genwärtigen Situation an den Schulen und 
Berufsschulen und des mittelfristig wieder 
steigenden Lehrerbedarfs keine Rede, sein. 
In einer von der Max-Traeger-Stiftung in 
Auftrag gegebenen Studie wird darauf hin­
gewiesen, daß bis zum Jahr 2000 rund 
150 000 Lehrkräfte neu einges!ellt werden 
müssen, um den Stimd von 1984/85 zu hal­
ten. Zugleich droht, fqlls die Politik der,
NichteinsteIlung beziehungsweise Dross<::­
lung der Einstellung junger Lehrkräfte 
durchgehalten wird, eine "Vergreisung der 
Lehrerschaft" . Die v' erfasser der Studie 
Klaus Klemm und Hermann Budde stellen 
fest: "Eine finanzpolitisch orientierte Bil­
dungspolitik kann einer pädagogisch ver­
antwortlichen Erziehung nicht gerecht wer­
den." 
Die vorhandenen'Finanzmittel in den Bil­
dungsbudgets des Bundes und der Länder 
wurden zugunsten einer Intensivierung der 
elitären Bildung und zu Lasten der Massen-'
bildung weiter umverteilt. Die Bundesaus­
bildungsförderung wurde durch das Bun-, 
desministerium für Bildung und Wissen­




lichen Beihilfe wurde in den siebziger Jah­
ren vor allem auch Arbeiterkindern der 
Weg zu höheren Schulen und zum Studium 
ermöglicht. Es war zwar nur ein kleiner 
aber wichtiger Schritt zur Verbesserung der 
Bildungschancen der Werktätigen, eine 
Voraussetzung dafür, daß ihr Anteil an deh ' 
Hochschulen sich im Zeitraum von, 1966-
1979 von 5,9 Prozent auf 15,7 Prozent er­
höhte. 
Die StreIchung der zentralen Schüleraus- , 
bildungsförderung und die Umstellung der " 
Studentenförderung auf Darlehensbasis 
sind einerseits Ausdruck einer angestreb­
ten "Privatisierung" der Ausbildungsko­
sten, andererseits stellen sie ein finanzpoli­
tisches Instrument iur Steuerung der indi­
viduellen Bildungsnachfrage dar. Damit 
soll angestrebt werden, schon die Schüler­
ströme in die den Verwertungs- und HeIT­
schafts erfordernissen des Monopolkapitals 
, entsprechenden Bahnen zu lenken. 
Gegenwärtig müssen Studenten nach offi­
ziellen Angaben bis zu 64 000 DM für ein 
Studium aufwenden. Auch' wenn sie ent­
sprechend den neuen Regelungen ein Dar­
lehen aufnehmen, welches nach dem Stu­
dium zurückgezahlt' werden muß, reicht 
dieser Betrag �icht aus. Der derzeitige 
' Höchstsatz beträgt 788 DM pro Monat, als 
Mindestbedarj wyrden vom Hochschulin­
formationssystem jedoch 863 DM,angege­
ben. Für die Kinder sozialbenachteiligter 
Schichten, die das Darlehen in Anspruch 
nehmen müssen, bedeutet dies, neben dem 
Studium zu "jobben", um das Notwendig­
ste für den Leben�unterhalt zu verdienen, 
was zweifellos auch Auswirkungen auf ihre 
Studienleistungen und die Dauer des Stu-' 
diums hat. Was nützt es da, daß bei sehr gu­
ten Ergebnissen und '-:,orzeitigem Abschluß 
ein Teil des Darlehens erlassen wird? 
Deutlich wird, daß diese MaßI;lahmen ge­
gen die sozial benachteiligten Kinder ge­
richtet sind, die angesichts der hohen Ar: 
beitslosigkeit von Hochschulbsolventep 
und den Schulden bei Inanspruchnahme 
des Darlehens, davon abgehalten werden 
sollen, ein {)tudium überhaupt erst aufzu­
nehmen. 
Kein Wunder, daß die Abiturienten immer 
weniger die Absicht haben, zu studieren, 
waren es 1972 noch 89,7 Prozent, so sind es 
1987 lediglich noch 61,4 Prozent. Selbst die 
Vergleich. Pädagogik' 24(1988)1 
westdeutsche Rektorenkonferenz kommt 
in einer Untersuchung zu der Erkenntnis: 
"Die Bafög-Regelung' der Bundesregie­
rung hat zu neuen sozialen Barrieren vor 
den Hochschulen. geführt." Ihr Präsident 
fordert, vom Volldarlehen abzugehen und 
wieder zur. ehemaligen Regelung (die 
Hälfte der Unterstützung als Zuschuß) zu­
rückzukehren. Die FDP und ihr neuer Bil­
dungsminister Möllemann hatten zwar' im 
Wahlkampf lmd danach Überprüfung und 
diesbezügliche Veränderungen verspro­
chen, doch sehen sie gegenwärtig keinen 
Handlungsbedarf. Entscheidungen dar­
über werden vertagt und sollen früheste. 1988 erfolgen. 
Viertens: Beim Eintritt in das Berufsleben 
treten die Wirkungen der VerschärfuI!g des 
Bildungsmonopols in besonderer Weise 
hervor. Über eineinhalb 'Millionen Jugend­
lichen werden das Recht auf eine zeitgemäße 
berufliche Ausbildung, auf eine der Ausbil-
. dung entsprechende Tätigkeit und. das 
Recht auf Arbeit vorenthalten. Besonders 
kraß treten hier die Widersprüche zwischen 
der Eigendarstellung der Regierenden und 
der Realität der Krise zutage. 
Im Berufsbildungsbericht 1987 wurde von 
der Bundesregierung als Erfolg herausge­
stellt, daß "die Wirtschaft unter dem D;ruck 
der geburtenstarken Jahrgänge immer 
mehr Ausbildungsplätze angeboten" habe. 
1986seien (bis 30.9.) 685 000 Ausbildungs­
plätze verfügbar gewesen. Für jeweils 100 
B
geboten: worden. 
Es wurde im Bericht jedoch eingeräumt, 
daß nur 92 Prozent tatsächlich hätten ver­
mittelt werden können. In der Debatte zum 
Berufsbildungsbericht am 25. Juni im Bun­
destag wurde von SPD und Orünen heraus­
gestellt, daß jährlich 80 000 bis 90 00 Ju-, 
gendliche keinen Ausbildung�platz erhiel­
ten und außerdem immer mehr Jugendliche 
in Beiufen ausgebildet werden, die keine 
Zukunft haben. Die offiziellen Zahlen 
stimmen jedoch mit der tatsächlichen Lage .
nicht überein. Verschwiegen wird die Zahl 
derjenigen, die ihre Ausbildung nicht been­
den können, die die Suche nach einer Lehr­
stelle wegen Aussichtslosigkeit bereits auf­
gegeben haben beziehungsweise von vorn­
herein darauf verzicb.ten: Nach Angaben 
.ns 
.ewerber seien 97,8 Ausbildungsplätze an­
Vergleich. Pädagogik' 24(1988)1 
'\ 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
(DGB) waren 1985 insgesamt 325 000 Ju­
gendliche ohne Ausbildung geblieben wäh­
rend es 1986 noch 270 000 waren. 
Auf allen Ebenen der beruflichen Ausbil­
dung gibt es gegenwärtig viele Jugendliche, 
deren Ausbildung keine beziehungsweise 
keine der Ausbildung entsprechende Be­
rufstätigkeit ermöglicht. Die SPD verweist 
darauf; daß etwa jeder 5. Jugendliche nicht 
im erlernten Beruf weiter arbeiten kann, 
daß 46 Prozent der Jugendlichen ein halbes 
Jahr nach der Lehre nicht mehr im erlern� 
ten Beruf tätig sind. Von den Jugendlich�n, 
die eine FacharbeiterpIiifung abgeschlos­
sen haben, waren ein halbes Jahr danach 
zwischen 15 Prozent und 20 Prozent als 
Hilfs- beziehungsweise ang�lernte Arbeiter 
tätig. Jeder 4. Facharbeiter hatte in einen 
anderen Beruf gewechselt. 
Ende 1986 waren etwa 500 000 Jugendliche 
offiziell als Arbeitslose registriert. Von der 
Arbeitslosigkeit sind besonders Jugendli"­
'ehe ohne Schulabschluß, ohne abgeschlos­
sene Berufsausbildung, junge Frauen sowie 
ausländische Jugendliche betroffen.' Aber 
auch der Anteil der Arbeitslosen, die eine 
Berufsausbildung�, abgeschlossen haben, 
hat sich gegenüber 1979 um das 3,2fache er-' 
höht. Heute ist jeder 5. Jugendliche nach 
der Ausbildung für kürzere 'oder längere 
Zeit arbeitslos. Viele Jugendliche werden 
in Berufen ausgebildet, in denen bereits 
hohe Arbeitslosigkeit herrscht, das betrifft 
insbesondere Metzger, Bäcker, FJjseusen 
und Verkäuferinnen. 
Als Bestandteil der Tendenz der V �rschär­
fung des Bildungsmonopols erweist sich die 
Praxis der kapitalistischen Betriebe, die 
Auswahlverfahren für Lehrstellenbewer-
.ber weiter zu effektivieren, um Schulabsol­
venten mit der entsprechenden fachlichen 
Qualifikation aber' insbesondere auch der . 
dem Unternehmen genehmen Verhaltens­
disposition einzustellen. Die Tatsache, daß 
immer mehr Abiturienten eine Berufsaus­
 bildung aufnehmen, führt zu einem Ver­
drängungswettbewerb zuLasten der Real­
schüler und besonders der Hauptschüler , 
von denen einzelne sich mehr als 100 mal 
und öfter erfolglos bewerben mußten. 
Abe( auch jeder 4. Real�chulabgänger 
muß sich me� als 10 undjeder 6. mehr als 
59 
20 mal bewerben. Bemerkenswert ist, daß Es erfolgt insbesqndere' eine Aufwertung 
­ des Geschichtsunterrichts. "Zu den 
- , schlimmsten bildungspolitischen Fehlern 
­ der zurückliegenden Jahre gehört die Ver­
, nachlässigung des Fachs Geschichte'im wei­
testen Sinne des Wortes in den Schulen 
überhaupt und, auch an den Gymnasien. 
­ Nur wer die Geschichte kennt, vor allem 
­ auch die Geschichteseines eigenen Volkes, 
­ hat die Ch;mce, in der kulturellen, in der 
­ geistigen und sozialen Tradition seines 
-, Landes Bindung und Orientierung zu fin-' , 
­ den. "/lO/ 
­ Die rechten Vertreter des Konservatismus 
­ (Hillgruber, Hupka, Strauß, Dregger und 
s andere) sind bes�rebt, durch eine "Pädago­
e gik des Verschweigens" und einer "Reiati� 
vierung des Stellenwertes des Faschismus" 
! in der Geschichte d'ls nationale Bewußtsein 
­ von ,,§chuld und Scham zu reinigen" und es ' 
­ auf einen militariten Antikommunismus 
­ auszurichten./ll/ Das zeigt sich unter ande­
 rem in den Versuchen"das "Deutschland­
lied" mit allen drei Strophen zum Pflichtbe­
­ standteil des Unterrichts zu machen. Das 
­ "Lied der Deutschen" sei die "zarteste Ly� 
 rik", es wäre eine historische Fehlleistung, 
dies,es Lied zu einem "Lied der Nazis" zu 
­ machen./12/ 
 Dieses extrem nationalistische und revan­
­ chistische Geschichtskonzept der Stahl­
­ helmfraktion stößt selbst im konservativen 
Lager zunehmend auf Widerstand. Vertre­
ter eines flexibleren Konservatismus stellen' 
­ sich betont in eine antifaschistische und hu­
­ manistische Tradition mit dem 'Ziel ider 
­ Propagierung und Herausbildung eines 
 "gesamtdeutschen Nationalbewußtseins" 
 ( sowohl als Mittel der inneren Konsensbil­
r dung als auch der Systemkonkurrenz. 
 , , 
 e Eine weitere Tendenz ist die Ausrich­
, tung der Erziehung auf konservative Kon­
 zeptionen der Lebensweise. Sie werden 
 verstärkt vorangetrieben. Dabei gewinnen 
­ die sogenannten "weichen" Themen zu­
­ nehmend an Bedeutung. Gegenüber der 
 konservativ-autoritären Erziehungskon­
­ zeption zeichnet sich zunehmend eine Ten­
­ denz der "Sensibilisieruilg" der 'Erziehung 
, ab. Das Emotionale, die Sinnlichkeit und 
­ das Anschauliche treten in den Vorder­
- grund. Für die Bundesministerin für Fami­
lie, Gesundheit und Jugend, PrQf. Dr. Rita 
die Betriebe in dieset Vorauswahl Mäd
chen gegenüber Jungen eindeutig ben ach
teiligen. Während die Realschüler durch
schnittlich 6 bis 7 Bewerbungen schreiben
sind es bei den Realschülerinnen 10. 
Fünftens: Neben der Verschärfung der so
.zialen Selektion und der angestrebten: effi
�ienteren Gestaltung der Wechselbezie
hungen zwischen Bildungs- und Gesell
schaftssystem im Sinne des sozialreaktionä
ren Modells der "Zwei-Drittel-Gesell
schaft" tritt die Verstärkung der erziehe
risch-manipulativen Beeinflussung zur sy
stemkonformen BeWußtseinsbildurig al
weiterer Grundzug der BildungSnionopol
, deutlich hervor. ' 
Charakteristisch für die gegenwärtigen
konservativen Bestrebungen ist es, die Ju
gend durch eine Intensivierung der Erzie
hung wieder stärker in ein pro�uktives Ver
hältnis zum kapitalistischen' System zu
bringeIl· 
Dabei zeichnet sich innerhalb des konser
vativen Lagers eine zunehmende Differen
zierung über die Ziele� Inhalte, Mittel unq
Methoden der Erziehung ab. " 
Unter der Losung "Erziehung zur Demo
kratie" und "Erziehung für die Zukunft"
werden dabei zum Teil neue Alq:ente ge
genüber der konservativ-autoritären Erzie
hungsstrategüi gesetzt: 
• e Die politisch-ideologische, w�ltanschau
lich-moralische und ethische Erziehung er
hält einen höheren Stellenwert. Die ideolo
gischen Leitbilder des groß bürgerlichen
Nationalismus werden aufgewertet und die
Frage -nach der "n�tionalen Identität" de
Deutschen zu einer bestimmenden Größe
erklärt. Bundeskanzler Kohl fordert, dem
"Patriotismus", der "Vaterlandsliebe"
dem "Umgang mit Symbolen wie Flagge
und Hymne" in der Erziehung eine zentrale
Rolle einzuräumen. IiJs Zentrum der schu
lischen Erziehung ftickt die Ausprägung ei
ner "Politischen Ethjk" auf der Grundlage
irrational gesetzter Kategori!,!n, um die Ju
gend enger mit der konservativ begrunde
ten Politik und Ideologie von "Heimat
Volks, Vaterland, Nation, Europa, Atlan
tismus und freie westliche ' - Welt" zu verbin
den.l9/ 
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. Süßni.�th, besteht die we�entliche Aufgabe
der Erziehung im Einüben des Zusammen­
lebens, der Orientierung auf "Giundwerte 
menschlichen Umgangs". 
Auf der Suche .nach einer "zukunftsorien­
tierten Lebensweise" soll man sich wieder 
stärker an der "christlichen Botschaft'" 
orientieren. Mitmenschlichkeit, Zunei­
gung, Mitgefühl, Partnerschaft und religiö­
ses Selbstverständnis seien grundlegende 
Eigenschaften; die durch eine emotional 
betonte Erziehung an den Schulen auszu­
prägen sind./13/ 
o Vor dem Hintergrund anhaltender Mas­
senarbeitslosigkeit vej."schärft sich der Wi­
derspruch, daß die Schule einerseits auf die 
Arbeit vorbereiten soll, andererseits eine 
immer größere Anzahl vo� Jugendlichen 
direkt von der Schulbank beziehungsweise 
nach der Berufsausbildung inklie Arbeitslo­
sigkeit entlassen wird. Das führt zu einem 
zunehmend differenZierten Herangehen an 
die Erziehung der jungen Generation. Ei-
. nerseits werden Unternehmergeist, Lei-'
stungsbereitschaft und -fähigkeit, Mut, 
Kreativität und Initiative als "erzieherische 
Qualifikationen" zur Vorbereitung auf ein 
Berufsleben im "Computerzeitaher" gefor­
dert. Andererseits soll die "Sinnfrage des 
L\!bens" durch die Erziehung für einen gro­
ßen Teilder Schüler neu beantwortet wer­
den, fü:.;- die "die Selbsterfahrung des Men­
schen, seine Selbstbestimmung nicht nur,.
vielleicht nicht einmal vorrangig im Beruf 
erfahren werden".' Entsprechend habe die 
Schule die Aufgabe, "Freizeit als eifüHte 
Zeit erfahrba;r zu machen", wie die CDU., 
Bildungspolitikerin Hanna Re�ate Laurin 
fordert. Diese Aufgabe verändere die Be­
deutung der Fächer und. Fachbereiche 
Kunst; Musik, Sportund Literatur. 
Stichworte dieser Erziehungskonzeption, 
die die "Befähigung zum Genuß", die 
. "Muße'� ins Zentrum rückt, sind "Neue 
Nachbarschaft", "Ehrenamt", "Begegnung 
mit sich selbst, mit dem Mitmenschen und 
mif.der Umwelt" , "Versenkung und Ablen­
kung", "Nachdenklichkeit und Unterhal­
tung"./14/ 
Obwohl es den konservativen und neolibe­
ralen Vertretern gelang, die Rechtsent­
wicklung in wichtigen Bereichen des Bil­
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reale Entwicklung aber auch, daß es ihnen 
nicht gelingt, die reaktionäre "Wende" in 
vollem, konzipiertem Umfang zu realisie­
ren, demokratische Errung�nschaften 
. I 
und 
Rechte zl liquidieren. Darüber hinaus gibt 
es heute deutliche Anzeichel). für eine sich 
neu formierende demokratische Bewegung 
auf bildungspolitischem Gebiet. Kommu-. 
nisten, Gewerkschafter, Grüne, Vertreter 
der Sozialdemokratie und anderer fort­
schrittlichen Kräfte setzen dem restriktiven 
Kurs der Rechten verstärkten Widerstand 
entgegen und treten wieder offensiv für 
eine Demokratisierung des Bildungswe-' 
sens ein. Unter dem Druck der Forderun­
gen und d
scher Kräfte sind die verantwortlichen Bil-
. dungspolitiker gezwungen, ihre Strategien 
und Konzeptionen stärker zu verschleiern, 
zu modifizieren 'und zum Teil zu verändern. 
Die Tendenz der "Öffnung des Bildungs­
monopols" 
 Die der Verschärfung entgegen wirkende 
Tendenz ist durch folgende Merkmale und 
Prozesse charakterisiert: 
Erstens: Die Politik der Restaurierung des 
gegliederten Schulwesens führt zu einer 
Vertiefung der Bildungskrise. 
Der" saarländische Kultusminister Prof. 
Dieter Breitenbach (SPD und GEW) stellt 
hierzu fest: "Unser gesamtes traditio­
nelles Schulsystem steht gegenwärtig vor 
 einem Kollaps. Zurückgehende Schüler­
zahlen und tiefgreifende Veränderungen 
gesellschaftlicher Qualifikationsanforde­
rungen haben das bisher so sicher definierte 
Selbstverständnis von Schule im allgemei­
nen und den traditionellen Schulfomien 
. aus den Angeln gehoben: 
- Die Hauptschule verkommt trotz' aller­
bester pädagogischer Anstrengungen der. 
betreffenden Kolleginnen und Kollegen 
immer mehr zu einer Restschule ohne Per­
spektive 
- Die Realschule definiert sich weiterhin 
durch eine spezielle und anscheinend moti-
. vierte Schülerschaft, die jedoch in zuneh­
mendem Maße vom Gymnasium abgewor­
ben wird. t 
- Das Gymnasium begreift' sich immer 
noch ais hochschulvorbereitende wissen­
schaftspropädeutische Institution, obwohl 
bald mehr als 50 Prozent der .Abiturienten 
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'es Kampfes breitester demokrati­
... 
für ihre Arbeitsplätze in Handwerk, Indu­
strie und Verwaltung alles andere als soge­
nannte ,Studierfähigkeit' benötigen. "/15/ 
Zweitens: Es gelang nicht, die vorhande­
nen und berechtigten Bildungsansprüche
der Eltern sowie der Kinder und Jugendli­
chen in die gewünschten Bahnen zu lenken
und zurückzudrehen. 
Ini Gegenteil, die Bildungsbedürfnisse
wachsen -weiter an. Besuchten 1965 noch
_ 61,3 Pr0zent der Schüler die Hauptschule,
so waren es zwanzig Jahre später nur noch. . 38,9 Prozent. 
Der Anteil der Schüler, die ein Gymnasium
besuchten, stieg im gleichen Zeitraum von
22,1 Prozent auf 2J,4 Prozent. 
Ergebnisse von Meinungsumfragen des In
stituts für Schulentwicklungsforschung der
. Univc::rsität Dortmund bestätigen und ver
deutlichen die Tendenz wachsender Bil
dungsbedürfnisse. 1985 wollten nur noch 11
Prozent der befragten Personen über 18
Jahre ihre Kinder auf die H�uptschule
schicken, während über die Hälfte (54.Pro­
zent) den Wunsch äußerten, ihr Kind möge
das Abitur machen./16/ 
In einer Anfang 1987 vom In�titut für Ar­
beitsmarkt und Berufsforschung der Bun­
desanstalt für Arbeit herausge"gebenen Stu­
die wird festgestellt, daß die Hauptschule­
noch stärker als bisher vermutet - zu einer
"Restschule" verkomme. Dies werde vor
allem durch zwei Trends hervorgerufen: 
.:.. Mehr Schüler als je zuvor sind heute Kin­
der besse{�usgebildeter Eltern. Das werde
wiederum höhere Bildungsansprüche der
nächsten Generation nach sich ziehen, über
das Jahr 2000 hinaus. 
- Die Zahl der Ausländerkinder, die heute
noch für volle Klassen in den Hauptschulen
sorgen, wird geringer werden. 
Die Schulstudie kommt zum Ergebnis, daß





stufe (Klasse 5 und 6), welche in den siebzi­
ger Jahren.in den SPD-regierten Ländern
eingeführt wurde mid eine Verlängerung
der gemeinsamen Schulzeit auf q Jahre be­
wirkte, hat sich in der Praxis bewährt. 
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Wie die Entwicklung in Niedersachsen 
zeigte, ist die CDU nicht in der Lage und 
zum Teil auch nicht gewillt, die1>e in ihrer 
Grundfbrm abzuschaffen. Die gegenwärti-
. gen Bestrebungen lassen zwar Versuche er­
 kennen, durch Binnendifferenzierung und 
Niveaukurse, partiell den Fördercharakter 
 zu unterlaufen, doch steht die von den re­
aktio�ärsten Vertretern geforderte Liqui­
 dierung der Orientierungsstufe nicht auf 
 der Tagesordnung. Die Tatsache, daß ein­
 . mal erkämpfte Errungenschaften heute 
 von den rechten Bildungspolitikern nur. 
noch partiell abgebaut werden können, 
 wird �uch die künftige Entwicklung in Hes� 
 sen bestimmen. 
­ Viertens: Der Forderung der Gewerkschaf� 
 teu und anderer demokratischerl Kräfte 
­ . nach Einführung eines 10. Bauptschuljah­
­ res können sich die für die Bildungspolitik' 
 Verantwortlichen immer schwerer entzie­
 hen. 
 Die Realisierung einer 10jährigen aUge­
meinen Schulbildung für aUe Kinder ist 
 durch die Einführung des freiwilligen • 
10. Hauptschuljahres beziehungsweise des 
sogenannten Bernfsgrundbildungsjahres in 
vielen Bundesländern schon zur Möglich­
keit geworden. Viele Jugendliche nutzen -
angesichts der Schwierigkeiten, eine Lehr­
 stelle zu erhalten - gerade diese und andere 
 Mog1ichkeiten der Erweiterung ihrer schu­
lischen Bildung, um ihre Chancen auf dein 
"Lehrstellenmarkt" zu erhöhen. . " 
 
 Fünftens: Es gelang nicht, die in den siebzi­
 ger Jahren errichteten Gesamtschulen wie­
der abzuschaffen beziehungsweise "auszu­
 trocknen" und damit das gegliederte Schul­
 system in seiner "klassischen " Form zu re­
staurieren. Die Errichtung von integrierten 
 Gesamtschulen bedeutet zwar keine Bre­
 chung des Bildungsmonopols, doch sind sie 
 eine der 'wichtigsten bildungspolitischen 
Errungenschaften des Kainpfes der Werk­
tätigen. Die Tendenz des Abbaus von Ge­
 samtschulen konnte gestoppt werden, dar­
über hinaus gibt es Anzeichen für eine neue 
bildungspolitische Offensive, in deren Zen­
 trum die Gesamtschule steht. 
 Die Existenzberechtigung von Gesamt­
schulen wird heute selbst von konservati­
I 
ven Bildungspolitikern und Wissensthaft-
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lern kaum noch bestritten. In vielen Bun­
deslii-ndern ist die Gesamtschule--
4. Schulform gesetzlich anerkannt. Selbst
in Baden-Württemberg, wo sich Kultusmi­
nister Mayer-Vorfelder damit brüstet,
nicht nur von der Wende zu reden, sondern
"sie zu exekutieren", ist die gesetzliche An­
erkennung der drei verbliebenen. Gesamt­
schulen mittlerweile im Gespräch. Bei Um­
fragen in Nordrhein-Westfalen stimmten
77 Prozent der Bevölkerung dem State­
ment, "wenn Eltern ihre Kinder in eine Ge­
'samtschule schiCken wollen, muß der Staat
ihnen daZu Gelegenheit geben", zu. Nur 12. 
Prozent lehnten dies ab. 
Der Anteil der Schüler, die eine Gesamt-
'schule besuchen, ging im Gegensatz Zu den
Hauptschülernnicht zurück. Im Gegenteil, 
er konnte in einigen Bundesländern weiter
ausgebaut werden. 
In Hamburg besuchten im vergangenen
Schuljahr 21,6 Prozent aller Schüler der 
5. Klasse eine Gesamtschule. Im Saarland
stieg ihr Anteil von 3,7 Prozent im Schul­
jahr 1985/86 auf 10,3 Prozent 1986/87 und'... in Nordrhein-Westfalen von 6,7 auf 8,4
Prozent. Dies ist vor allem auch auf die
Neugründung von Gesamtschulen zUrUck­
zuführen (zum Beispiel 6 im Saarland), die
von den SPD-Kultusministern wieder stär­
ker unterstützt werden. Bemerkenswert ist
auch, daß in Hamburg Gesamtschulen fi-
nanziell, materiell und personell gegenüber
dem Gymnasium nicht wü: in anderen Bun­
desländern benachteiligt werden, sondern
zum Teil bewußt gefördert und besser aus­
gestattet werden. 
Die positiven Aspekte dürfen jedoch nicht
darüber hinwegtäuschen, daß die SPD-Bil­
dungspolitiker heute noch weit davon ent­
fernt sind, ihre einst verkündeten und
heute zum Teil wiederbelebten Reformver­
sprechen in die Praxis umzusetzen. Den
Forderungen des GEW-Vertreters Klaus­
Jürgen Tillmann ist daher voll zuzustim­
men: "Die bisherigen Überlegungen gehen
von der Voraussetzung aus, daß die Ge­
samtschule als Schulform neben dem ge­
gliederten Schulsystem steht -daß uns also
das viergliedrige Schulsystem noch auf län­
gere Zeit erhalten bleibt. Ich denke, es ist
nur realistisch, diese Unterstellung zu ma­
chen, jede�alls habe ich noch nie jeman­
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gasse des ,individuellen Elternrechts' zu 
nennen weiß. Allerdings darf man zugleich 
 / auch nicht müde werden zu betonen, daß 
das jetzt vorhandene viergliedrige Schulsy­
 stem niemals Zielmodell der Bildungsre­
 form war.
Gewerkschaften noch der Deutsche Bil-
_ dungsrat haben die Gesamtschule je als er­
gänzende Schulforin gesehen. 
 Die bildungspolitische Zielsetzung war 
vielmehr stets die gemeinsame Schule'für 
alle Kinder des Volkes ... Auch wenn für 
 uns die Realisierungschancen gegenwärtig 
 gering erscheinen, gibt es überhaupt'keinen 
Grund, von dieser Vorstellung als Zielset­
zung eines demokratischen Bildungssy­
 stems abzurücken."/17/ 
_Die Gesamtschule -als Schule für alle Kin­
 der -wird dabei zum entscheidenden Krite-· 
rium für eine fortschrittliche; zukunfts­
 orientierte und den Interessen der Werktä­
tigen entsprechende Bildungsprogramma­
 tik und -politik. Ungeachtet der ideologi­
schen Unterschiede sind sich heute Kom­
 munisten, Gewerkschafter, Teile der Grü­ 
nen aber auch mehr und mehr Sozialdemo-
 ,kraten darüber einig, daß die Gesamt­
schule die Schule der Zukun:ft ist. Bedeut­
 sam ist, daß die SPD diese Zielvorstellung 
in ihr neues Bildungsprogramm: "Bildung 
 in Freiheit, Gleichheit und Solidarität. Das 
, sozialdemokratische Verständnis von Bil­
 dung" aufgenommen hat. "Deshalb bleibt 
die Forderung nach einer in allen Stufen ge
 mein samen Schule für alle Kinder-der Ge­
samtsc.J1Ule -aktuell. "/18/ 
Die reale Bildungspolitikder SPD muß sich 
 künftig an den selbsterhobenen Forderun­
gen messen lassen. Unklar bleibt weiterhin, 
wie diese Zielvorstellung in d.ie Praxis um­
 gesetzt werden kann, viele Demokraten be­
klagen mit Recht das Fehlen von konkreten 
 , Durchsetzungsstrategien. 
Sechstens: Von entscheidender Bedeutung 
 ist, daß es den reaktionären Kräften nicht 
gelang, die Masse der Lehrer auf Unterta­
nengeist, Konfrontations- und Hochrü­
 stungspolitik sowie Kriegsideologie einzu­
schwören. 
 Die Mehrheit der Pädagogen der BRD hat 
erkannt, daß der Krieg heute nicht mehr, 
wie in vergangenen Zeiten, Fortsetzung der 
Politik mit anderen Mitteln sein kann . 
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, Weder Sozialdemokraten noch 
'­
Obwohl der größte Teil von ihnen iin bür­
gerlichen Klassendellken befahgen bleibt, 
aktiv für das bestehende kapitalistische Sy­
stem eintritt, wenden sie sich auf mehr oder 
weniger humanistischer Grundlage _ einer 
Erziehung im GeiSt der Koexistenz, des 
friedlichen ,Wettbewerbs zwischen den Sy­
stemen, des Dialogs und der Vernunft zu. 
Die Kommunisten sehen im Humanismus 
die entscheidende Potenz und das Binde-
. glied für das gemeinsame Handeln, um 
jene aggressivsten Kreise in die Schranken 
zu weisen, für die Nationalismus und mili­
tanter Antikommunismus die Grundwefte 
der Erziehung bilden, die mit Hilfe der Be­
drohungslüge um Verständnis für imperia­
listische Hochrüstung werben und der 
Schule einen zentralen Platz im prokla­
mierten Kreuzzug gegen den Sozialismus 
einräumen. 
Die Entwicklung in den achtziger Jahren 
zeigt, daß die konservative Tendenzwende 
in der Bildungs- und Schulpolitik nach wie 
vor bestimmend ist, daß es partiell gelang, 
neue Potenzen für die Systemstabilisierung 
.zu erschließen; sie zeigt aber auch, daß sie 
immer mehr aufobjektive und subjektive.
Grenzen trifft. Vom gemeinsamen Kampf 
der demokratischen Kräfte hängt es. ab, das 
Erreichte zu verteidigen und konkrete Er­
.gebnisse ,im Kampf um demokratischen 
und sozialen Fortschritt zu erreichen .. 
Von entscheidender Bedel,ltung ist dabei, 
daß trotz der ideologischen Unterschiede 
die sich ausprägenden GemeinsamkeiteQ 
das Handeln bestimmen. Diese Gemein- .
. sarnkeiten beziehen sich auf solche Forde­
rungen wie: 
- Erziehung der Jugend zum.Frieden, 
- humanistische Werte als Grundlage der 
Bildung und Erziehung, 
- Gewährung des Re_chts auf eine zeitge­
mäße Wissenschaftliche ·Bildüng un.d· Aus-
, bildung für alle, 
- demokratische Reform des Bildungswe­
sens, 
- Offensive für die "Gesamtschule . - als 
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